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VERFAHRENSVERMERKE

RECHTLICHE GRUNDLAGEN

- BauGB -  Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2939) geändert worden
ist

- BauNVO - Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke - Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) die durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist

- BBodSchG - Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten - Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502),  das zuletzt durch Artikel 7
des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) geändert worden ist

- BBodSchV - Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 12. Juli 1999 (BGBl. I S. 1554), die zuletzt durch Artikel 126 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist
- BImSchG - Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge - Bundes-Immissionsschutzgesetz in der

Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3901) geändert worden
- BNatSchG - Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege - Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542),  das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I

S. 3908) geändert worden ist"
- PlanZV - Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung)  vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3

G vom 14. Juni 2021; (BGBl. I S. 1802, 1808)
- SächsNatSchG - Sächsisches Naturschutzgesetz vom 6. Juni 2013 (SächsGVBl. S. 451), das zuletzt durch das Gesetz vom 9. Februar 2021 (SächsGVBl. S. 243) geändert worden ist
- SächsBO - Sächsische Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Mai 2016 (SächsGVBl. S. 186), die zuletzt durch Artikel 6 der Verordnung vom 12. April 2021 (SächsGVBl.

S. 517) geändert worden ist
- SächsHolrVO - Sächsische Hohlraumverordnung vom 20. Februar 2012 (SächsGVBl. S. 191)
- SächsWG - Sächsisches Wassergesetz  vom 12. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 (SächsGVBl. S. 287) geändert worden ist
- Sächs-KrWBodSchG - Sächsisches Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetz vom 22. Februar 2019 (SächsGVBl. S. 187)
- StrlSchG - Strahlenschutzgesetz vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1966), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Mai 2021 (BGBl. I S. 1194) geändert worden ist
- StrlSchV - Verordnung zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strahlenschutzverordnung) vom 29. November 2018 (BGBl. I S. 2034, 2036), die zuletzt durch Artikel

83 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist
- TA Lärm - Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm) vom 26. August 1998 (GMBl Nr. 26/1998 S. 503),

Geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 01.06.2017 (BAnz AT 08.06.2017 B5)
- UVPG - Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 3. Dezember

2020 (BGBl. I S. 2694) geändert worden ist
- WHG - Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts - Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S.

3901) geändert worden ist
- GeoIDG - Geologiedatengesetz - Gesetz zur staatlichen geologischen Landesaufnahme sowie zur Übermittlung, Sicherung und öffentlichen Bereitstellung geologischer Daten und zur

Zurverfügungstellung geologischer Daten zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1387)
- GewAbfV - Gewerbeabfallverordnung - Verordnung über die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsabfällen und von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen
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1 AUFSTELLUNGSVERMERK
Der Stadtrat der Großen Kreisstadt Freital hat am 07.11.2019 mit der Beschluss-Nr. 097/2019 die Aufstellung des
Bebauungsplanes im Verfahren nach §13a BauGB beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde ortsüblich am 22.11.2019 im
Amtsblatt "Freitaler Anzeiger" Nr. 21/2019 bekannt gemacht.

Freital, den Siegel 
Rumberg, Oberbürgermeister

_______________________________________________________________________________________________________________

2 VERMERK ÜBER DIE BESTÄTIGUNG DES KATASTERMÄßIGEN BESTAND

Dis Bestätigung, dass dass die Darstellung der Flurstücksgrenzen und Flurstücksnummern im Bereich des Bebauungsplanes
dem katastermäßigen Bestand entspricht, ist durch das Vermessungsamt bestätigt worden.

Pirna, den  
Kreisvermessungsamt, LK Sächsische Schweiz-Osterzgebirge, Geschäftsstelle Liegenschaftskataster

______________________________________________________________________________________________________________

3 VERMERK ÜBER DIE ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG UND BEHÖRDENBETEILIGUNG

Der Stadtrat der Großen Kreisstadt Freital hat am 06.05.2021 mit der Beschluss-Nr. B 2021/026 den Entwurf des
Bebauungsplanes i. d. F. vom 24.02.2021 mit seiner Begründung gebilligt und nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. § 13 Abs. 2 Nr. 2
BauGB zur öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt.

Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes i. d. F. vom 24.02.2021 wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen
schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, am 11.06.2021 im Freitaler Amtsblatt "Freitaler Anzeiger" Nr. 11/21
bekannt gemacht.

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 17.06.2021 um
Stellungnahme gebeten und von der öffentlichen Auslegung benachrichtigt.

Der Entwurf des Bebauungsplans i. d. F. 24.02.2021 mit seiner Begründung hat in der Zeit vom 21.06.2021 bis einschließlich
23.07.2021 in der Stadtverwaltung Freital, Stadtplanungsamt, Dresdner Straße 56, 01705 Freital während der Sprechzeiten
öffentlich ausgelegen.
Die Planunterlagen haben auch auf der Internetseite des Landesportals des Freistaates Sachsen unter
www.buergerbeteiligung.sachsen.de sowie auf der Internetseite der Stadt Freital www.freital.de ausgelegen.

Freital, den Siegel 
Rumberg, Oberbürgermeister

_______________________________________________________________________________________________________________

4 ABWÄGUNGSVERMERK ZUR ÖFFENTLICHEN AUSLEGUNG UND BEHÖRDENBETEILIGUNG

Der Stadtrat der Großen Kreisstadt Freital hat die während des Beteiligungsverfahren abgegebenen Stellungnahmen der
Öffentlichkeit und der Behörden sowie sonstigen Träger öffentlicher Belange am ............................. geprüft und mit Beschluss-Nr.
....................................über sie beschlossen. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Freital, den Siegel 
Rumberg, Oberbürgermeister

_______________________________________________________________________________________________________________

5 VERMERK ÜBER DIE ERNEUTE ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG UND BEHÖRDENBETEILIGUNG

Der Stadtrat der Großen Kreisstadt Freital hat am ______________________ mit der Beschluss-Nr. B ___________ den
überarbeiteten Entwurf des Bebauungsplanes i. d. F. vom ____________ mit seiner Begründung gebilligt und nach § 13a Abs. 2
Nr. 1 i. V. m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB zur erneuten öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt.

Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes i. d. F. vom _____________ wurde mit dem Hinweis, dass
Stellungnahmen schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, am ___________ im Freitaler Amtsblatt "Freitaler
Anzeiger" Nr. ___ bekannt gemacht.

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom __________ um
Stellungnahme gebeten und von der öffentlichen Auslegung benachrichtigt.

Der Entwurf des Bebauungsplans i. d. F. März 2022 mit seiner Begründung hat in der Zeit vom _____________ bis einschließlich
____________ in der Stadtverwaltung Freital, Stadtplanungsamt, Dresdner Straße 56, 01705 Freital während der Sprechzeiten
öffentlich ausgelegen.
Die Planunterlagen haben auch auf der Internetseite des Landesportals des Freistaates Sachsen unter
www.buergerbeteiligung.sachsen.de sowie auf der Internetseite der Stadt Freital www.freital.de ausgelegen.

Freital, den Siegel 
Rumberg, Oberbürgermeister

______________________________________________________________________________________________________________

6 ABWÄGUNGSVERMERK ZUR ERNEUTEN ÖFFENTLICHEN AUSLEGUNG UND BEHÖRDENBETEILIGUNG

Der Stadtrat der Großen Kreisstadt Freital hat die während des Beteiligungsverfahren abgegebenen Stellungnahmen der
Öffentlichkeit und der Behörden sowie sonstigen Träger öffentlicher Belange am ............................. geprüft und mit Beschluss-Nr.
....................................über sie beschlossen. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Freital, den Siegel 
Rumberg, Oberbürgermeister

______________________________________________________________________________________________________________
7 VERMERK ÜBER SATZUNGSBESCHLUSS
Der Stadtrat der Großen Kreisstadt Freital hat den Bebauungsplan i. d. F. vom .......................... mit
Beschluss-Nr..........................am ............................... als Satzung beschlossen und die Begründung zum Bebauungsplan
gebilligt.

Freital, den Siegel 
Rumberg, Oberbürgermeister

_______________________________________________________________________________________________________________
8 AUSFERTIGUNGSVERMERK
Die Satzung über den Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) sowie der Planzeichenerklärung und Textteil
(Teil B) wird hiermit ausgefertigt.

Freital, den Siegel 
Rumberg, Oberbürgermeister

_______________________________________________________________________________________________________________
9 BEKANNTMACHUNGSVERMERK
Der Beschluss der Satzung wurde mit dem Hinweis auf die Stelle, bei der der Bebauungsplan auf Dauer während der
Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, am.................... im Freitaler
Amtsblatt "Freitaler Anzeiger"  Nr. ................ ortsüblich bekannt gemacht. In der Bekanntmachung wurde auf die
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 und 3, Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2 BauGB und
§ 215 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 BauGB und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen i.S.d. § 44 Abs. 3
Satz 1, 2 und Abs. 4 BauGB sowie auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften nach § 4 Abs. 4 SächsGemO hingewiesen.
Der Bebauungsplan tritt gemäß § 10 Abs. 3 BauGB mit der Bekanntmachung des Beschlusses als Satzung in Kraft.

Freital, den Siegel 
Rumberg, Oberbürgermeister

_______________________________________________________________________________________________________________

Planverfasser:

Große Kreisstadt Freital
Stadtverwaltung Freital
Stadtplanungamt
Dresdner Straße 56, 01705 Freital

MK1

I BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 Abs. 1 BauGB)

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 7, 11 BauNVO)

Sonstiges Sondergebiet "Stadtzentrum" (SO1-3) (§ 11 BauNVO)

Kerngebiet (MK 1-2) (§ 7 BauNVO)

2  Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 16-21 BauNVO)

GRZ 0,95 max. zulässige Grundflächenzahl (GRZ) (§ 19 BauNVO)

III - IV Zahl der Vollgeschosse als Mindest- und Höchstmaß gem. Nutzungsschablone
(§ 20 BauNVO)

I Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß gem. Nutzungsschablone (§ 20 BauNVO)

  III Zahl der Vollgeschosse zwingend gem. Nutzungsschablone (§ 20 BauNVO)

     TH : max. zulässige Traufhöhe (TH) in m über NHN gem. Nutzungsschablone
  180.00

 OK FFB: max. zulässige Firsthöhe (FH) in m über NHN gem. Nutzungsschablone
 170.55 - 171.00

3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche  (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

a abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO)

Baulinie (§ 23 Abs. 2 BauNVO)

Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

4  Verkehrsflächen, Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

gemischt genutzte Verkehrsfläche

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung:

Anlieferbereich

Stadtplatz

Brückenkopf

Fuß- und Radweg

Fußweg

Einfahrtsbereich

5 Flächen für Versorgungsanlagen  (§ 9 Abs.1 Nr. 12 BauGB)

Fläche für Trafostandort (1) / Fläche für Telekommunikationsanlagen (2)

Fläche der Gasdruckregelanlage (Bestand)

6 Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

unterirdische Leitung

7 Grünflächen, Anpflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 25 BauGB)

private Grünfläche

Erhaltung von Bäumen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

Pflanzbindung Baum

Umgrenzung zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
- Maßnahme G1/G2

8 Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft  

Schaffung von Kleinlebensräumen bzw. Strukturen zum Erhalt der Artenvielfalt

9 Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die
Regelung des  Wasserabflusses  (§ 9 Abs.1 Nr. 16 BauGB; § 72 SächsWG )

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die
Regelung des Wasserabflusses
Zweckbestimmung: rechtlich festgesetztes Überschwemmungsgebiet HQ 100

Zweckbestimmung: Überschwemmungsgebiet HQ100 anhand der neuen
Datengrundlage der LTV Sachsen vom 21.12.2020

Wasserfläche
Vereinigte Weißeritz - Gewässer 1.Ordnung

10  Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
Schallschutz

Umgrenzung der Flächen für besondere Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes  (§ 9 Abs. 1 Nr.
24 und Abs. 6 BauGB)

Fassaden mit Immissionsschutzmaßnahmen gemäß Teil B

Umgrenzung der Flächen für besondere Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes- Immissionsschutzgesetzes  (§ 9 Abs. 1 Nr.
24 und Abs. 6 BauGB)

Flächen mit Emissionskontingentierung gemäß Teil B (EK1 - EK6)

Boden, Altlasten
Umgrenzung der Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen
belastet sind  (§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)

Umgrenzung von Flächen, die als radiologische Altlast nach § 136 StrlSchG
anzusehen sind und Umgrenzung von Flächen, die im Sächsischen Altlastenkataster
nach §2 Abs. 5 BBodschG kartiert sind

Sächsisches Altlastenkataster (SALKA) unter AKZ 90200368 (LMT, Lufttechnik und
Metallbau GmbH) und AKZ 90200630  (Betonwerk Oevermann)

12 Sonstige Festsetzungen

 168.84 Geländehöhe Bestand - Bezugspunkt in m über NHN (Nordecke Plangebiet)

 170.55 Geländehöhe geplant in m über NHN (§ 9 Abs. 3 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und
Gemeinschaftsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

Zweckbestimmung Stellplätze  

Zweckbestimmung Tiefgaragen

         mit Leitungsrechten zu belastende Flächen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB) -
Leitungsführung siehe Anlage 6 (L1 - 5)

 mit Geh- und Fahrrecht zu belastende Fläche  (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

   schmale, mit Leitungsrechten zu belastende Flächen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6
BauGB) - Leitungsführung siehe Anlage 6 (L6 - 9)

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und
Abs. 6 BauGB)
Zweckbestimmung: „Gesetzlich festgesetzter Gewässerrandstreifen nach § 38 WHG
i.V.m. § 24 SächsWG“

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen, z.B. von Baugebieten oder Abgrenzung des
Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes  (§1 Abs. 4, § 16 Abs. 5 BauNVO)

Grundwassermesstelle

II BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 Abs.4 BauGB i.V.m.§ 89 SächsBO)

Dachgestaltung

FD Flachdach gemäß Nutzungsschablone

PD Pultdach gemäß Nutzungsschablone

III BESTANDSANGABEN/HINWEISE

Flurstücksnummer der Gemarkung Deuben/ Niederhäslich

Flurstücksgrenzen der Gemarkung Deuben/ Niederhäslich

Gemarkungsgrenze zwischen Deuben und Niederhäslich

vorhandene Bebauung

Ufermauer

Maßangabe in m

NUTZUNGSSCHABLONE

 TEIL A  PLANZEICHNUNG  TEIL B  TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
I  BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 Abs. 1 BauGB)
1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB; §§ 7, 11 BauNVO)
1.1 Sonstiges Sondergebiet "Stadtzentrum" (SO 1-3) (§ 11 BauNVO)

a) zulässige Nutzungen in den Erdgeschossen:

· Schank- und Speisewirtschaften
· Einzelhandelsbetriebe

In den Erdgeschossen des Sondergebiets ist eine maximale Verkaufsfläche von 3.750 m² zulässig.
Diese ist wie folgt zu gliedern:

· max. zwei Schank- und Speisewirtschaften (Bäckerei, Cafés) mit in Summe max. 300 m² Verkaufsfläche
· ein großflächiger Einzelhandelsbetrieb (Lebensmittel-Vollsortimenter) mit max. 2.200 m² Verkaufsfläche und max.

10% Anteil der Verkaufsfläche für Non-Food II Sortimente
· ein großflächiger Einzelhandelsbetrieb (Lebensmittel-Discounter) mit max. 1.250 m² Verkaufsfläche max. 10%

Anteil der Verkaufsfläche für Non-Food II Sortimente

b) zulässige Nutzungen in den Obergeschossen:

· Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsnutzungen
· sonstige nicht störende Gewerbebetriebe
· Anlagen für kulturelle-, soziale- und gesundheitliche Zwecke
· Schank- und Speisewirtschaften
· Anlagen für sportliche Zwecke
· Wohnnutzungen

c) ausgeschlossene Nutzung in den Obergeschossen:

· Einzelhandelsbetriebe

d) Generell ausgeschlossene Nutzungen im SO (1-3):

· Gartenbaubetriebe
· Tankstellen
· Vergnügungsstätten
· Fitnessstudios
· Lagerhäuser
· Betriebe des Beherbergungsgewerbes

1.2 Kerngebiet (§ 7 BauNVO)

a) zulässige Nutzungen in den Erdgeschossen (MK 1-2):

· Schank- und Speisewirtschaften
· Einzelhandelsbetriebe
In den Erdgeschossen des Kerngebietes ist eine maximale Verkaufsfläche von 1.650 m² zulässig.
Diese ist wie folgt zu gliedern:

· ein Einzelhandelsbetrieb mit innenstadtrelevantem Sortiment mit max. 700 m² Verkaufsfläche
· drei Einzelhandelsbetriebe mit innenstadtrelevanten Sortimenten und max. 250 m² Verkaufsfläche
· ein Einzelhandels- oder Gastronomiebetrieb mit max. 200 m² Verkaufs- bzw. Gastraumfläche
zulässige innenstadtrelevante Sortimente:

Nahrungs- und Genussmittel, Drogerie- und Parfümerieprodukte, Haus- und Heimtextilien, Einrichtungszubehör ohne
Möbel, Bekleidung einschließlich Schuhe, Lederwaren, Uhren, Schmuck, Foto, Optik, Spiel- und Sportwaren,
Schreibwaren, Bücher, Büroartikel, Kunstgewerbe, Haushaltswaren, Glas, Porzellan, HiFi, Computer, Elektro-
haushaltswaren (Kleingeräte)

b) In den Obergeschossen (MK 1-2) zulässige Nutzungen (§ 7 Abs. 2 BauNVO):

· Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsnutzungen
· Schank- und Speisewirtschaften
· sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe
· Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

c) ausgeschlossene Nutzung in den Obergeschossen:

· Einzelhandelsbetriebe

d) Generell ausgeschlossene Nutzungen im MK (1-2):

· Fitnessstudios
· Tankstellen
· Vergnügungsstätten
· Wohnnutzung
· Betriebe des Beherbergungsgewerbes

2  Maß der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 16-20 BauNVO)

2.1  Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß §§ 17 und 19 BauNVO im SO und MK mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von
0,95  festgesetzt.

2.2 Die Zahl der Vollgeschosse als Mindest- und Höchstmaß bzw. zwingendes Maß  wird  durch Planeintrag in den
Teilgebieten SO1-3 und MK 1-2 differenziert festgesetzt. (§ 20 BauNVO).

2.3 Die maximale Trauf- (TH) bzw. Firsthöhe (FH) wird als Höchstmaß durch Planeintrag in den Teilgebieten SO1-3 und MK
1-2 differenziert festgesetzt. (§ 18 BauNVO).  Die Bezugsebene ist NHN, der Bezugspunkt des Geländes wird durch
Planeintrag an der Einfahrt von der Dresdner Straße festgesetzt.

3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

3.1 Die überbaubare Grundstücksfläche wird gemäß § 23 BauNVO durch Festsetzung von Baugrenzen und/ oder Baulinien im
Plan eingetragen.
Die Baugrenzen dürfen durch untergeordnete Gebäudeteile um bis zu 1,50 m Tiefe und je 10 % pro Fassadenseite
überschritten werden. Die Baulinie darf nicht überschritten werden.
Stellplätze, Tiefgaragen, Zugänge und Zufahrten sind auch außerhalb der Baugrenzen in den gekennzeichneten Bereichen
zulässig.

3.2 Innerhalb der Baugrenzen wird durch Planeintrag in der Nutzungsschablone die abweichende Bauweise in Einzelhäusern
gemäß § 22  Abs. 4 BauNVO festgesetzt.  Dabei ist im Rahmen der offenen Bauweise eine Länge der in § 22 Abs. 2 Satz 1
BauNVO benannten Einzelhäuser von über 50 m zulässig. (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB sowie § 22 BauNVO)

3.3 Sämtliche bauliche Anlagen sind in hochwasserangepasster Bauweise zu errichten.
Die Oberkante Fertigfußboden ist in der Höhe gemäß Planeintrag über dem Niveau HQextrem zu errichten.
Kellerräume sind vor eindringendem Grundwasser zu schützen (weiße-/ schwarze Wanne), technische Maßnahmen gegen
Rückstau vorzusehen, die Gebäude gegen Auftrieb zu sichern sowie die technische Gebäudeausrüstung vor Hochwasser
zu schützen.
Die festgesetzte Tiefgarage ist flutbar zu gestalten (sickerfähiger Belag etc.). Die technische Ausführung ist mit der
Unteren Wasserbehörde abzustimmen.
Einzelmaßnahmen sind im Rahmen des Ausnahmeantrages zum Bauen im Hochwasserrisikogebiet (§ 78 b WHG) und
überschwemmungsgefährdeten Gebiet (§ 75 SächsWG) sind mit der unteren Wasserbehörde abzustimmen.

4 Flächen für Nebenanlagen - Stellplätze und Tiefgaragen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

4.1 Tiefgaragen und großflächige Stellplatzanlagen sind nur in den planzeichnerisch gekennzeichneten Bereichen zulässig.
4.2 Die oberirdischen Stellplätze sind gemäß der grünorderischen Festsetzungen mit Anpflanzungen zu gestalten.

5 Flächen die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) - „Gesetzlich festgesetzter 
Gewässerrandstreifen nach § 38 WHG i.V.m. § 24 SächsWG“

5.1 Im gekennzeichneten Bereich (Gewässerrandstreifen nach § 38 WHG i.V.m. § 24 SächsWG) von 5,0 m Breite ist die
Errichtung baulicher und sonstiger Anlagen verboten, sofern sie nicht standortgebunden oder wasserwirtschaftlich
erforderlich sind.

5.2 Änderungen im Bereich des Schutzstreifens erfordern ein wasserrechtliches Genehmigungsverfahren nach § 26 Abs. 1
SächsWG. Im Rahmen des Antrages sind die Auswirkungen der Änderung durch Vorlage eines hydraulischen Gutachtens
nachzuweisen. Der Antrag unaufgefordert ist der Unteren Wasserbehörde vorzulegen.  

6 Verkehrsflächen und -anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

6.1 Die Differenzierung der Verkehrsflächen erfolgt durch Planeintrag.

6.2 Die gemischt genutzte Verkehrsfläche ist in Fahr- und Fußgängerbereiche mit Hochborden zu gliedern. Die Gestaltung von
Straßenbegleitgrün innerhalb der Verkehrsfläche ist zulässig.

6.3 Die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung "Stadtplatz" ist gestaltet zu befestigen und mit
Ausstattungsgegenständen und Einbauten entsprechend der vorgesehenen Nutzung zu versehen und zu durchgrünen.

6.4 Die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung "Brückenkopf" dient als Vorbehaltsfläche für die konstruktive
Ausbildung eines Brückenauflagers. Von der zeichnerischen Festsetzung darf bei Bedarf um bis zu einen Meter
abgewichen werden.
Die Unterkante der Brücke ist mit einer UK von mindestens Hochwasserfall HQ200 plus 0,5 m Freibord zu gestalten. Die
Ausführung und Platzierung im Gewässerrandstreifen ist durch die Untere Wasserbehörde des Landratsamtes Sächsische
Schweiz-Osterzegbirge zu genehmigen.  (Wasserrechtliches Genehmigungsverfahren nach § 26 Abs. 1 SächsWG)

Für die Errichtung ist die Genehmigung der betroffenen Medienträger (Lage innerhalb von L7) erforderlich.

6.5 Die Einfahrtsbereiche der Vorbehaltsflächen für Tiefgaragen und Stellplätze werden durch Planeintrag festgesetzt.

7 Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB);  Hauptabwasserleitungen (§ 9 Abs. 1
Nr. 13 BauGB); Versorgungsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

7.1 Der Abwasserbetrieb der Großen Kreisstadt Freital ist berechtigt einen Mischwasserkanal DN500/750 auf der im Plan
ausgewiesenen Fläche zu errichten, betreiben und dauerhaft zu unterhalten.

7.2 Die Freitaler Stadtwerke GmbH sind berechtigt auf der im Plan markierten Fläche auf Flurstück 299/10 einen
Transformator zu installieren, zu betreiben und zu unterhalten.

7.3 Die vorhandene Gasdruckregelanlage (Freitaler Stadtwerke GmbH) auf Flurstück 317/2 wird nachrichtlich in den Plan
übernommen.

7.4 Der vorhandene Telekomunikationsknotenpunkt (Freitaler Stadtwerke GmbH) an der Dresdner Straße, Flurstück 318/4,
wird nachrichtlich in den Plan übernommen.

7.5 Es sind ausreichend Stellflächen für Abfallbehälter vorzuhalten. Die Flächen für die Abfallentsorgung sind so zu gestalten,
dass bei einem Hochwasserereignis keine Müllbehälter, Einhausungen oder Abfall weggeschwemmt werden.

8 mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

8.1 Auf den im Plan gekennzeichneten Flächen werden folgende Leitungsrechte (L1 - L9) zugunsten der bezeichneten
Medienträger nachrichtilich in den Plan übernommen. Die gekennzeichneten Schutzstreifen an den Leitungen sind von
Bebauung und Bepflanzung freizuhalten.

Der Zugang zu den Leitungen sowie der unterbrechungsfreie Betrieb muss auch während der gesamten Baumaßnahme
gewährleistet sein.

Die Leitungen sind zu berücksichtigen und in ihrer Lage nicht zu verändern. Sollten Änderungen an den Leitungen
notwendig werden, ist der zuständige Medienträger rechtzeitig zu benachrichtigen und die Maßnahmen abzustimmen.

Bei der Einplanung neu zu pflanzender Bäume im Bereich der öffentlichen Flächen sind die einschlägigen Normen und
Richtlinien (u.a. DIN 1998, DIN 18920) ausreichend zu berücksichtigen.
Ist die Lage der Versorgungsleitungen, betriebseigene Fernmelde- und Telekommunikationsleitungen, sowie Anlagen der
Stadtbeleuchtung im Flurstücksbereich/ Baubereich teilweise unsicher, dann ist vor Beginn von Baumaßnahmen vom
bauausführenden Betrieb beim zuständigen Medienverantwortlichen eine Ortung und örtliche Einweisung in den
vorhandenen Leitungsbestand für die in der Anlage gekennzeichneten Versorgungsleitungen anzufordern. Die genaue
Verlegetiefe kann nur durch Suchschachtungen festgestellt werden.

Die zugrundeliegenden Leitungsverläufe sind dem Beiplan Anlage Nr. 6 des Bebauungsplanes zu entnehmen.

L1 Leitungsrecht 1 zugunsten des Abwasserbetriebes der Großen Kreisstadt Freital (Mischwasserkanal
DN500/750)

L2 Leitungsrecht 2
zugunsten ENSO Netz GmbH & Freitaler Stadtwerke GmbH (Mittelspannungs-Kabeltrasse;
Niederspannungsleitungen; Fernmeldeleitungen)
zugunsten des Abwasserbetriebes der Großen Kreisstadt Freital (Trinkwasserleitung; 
Abwasserleitung)

L3 Leitungsrecht 3 zugunsten Freitaler Stadtwerke GmbH  (Mittelspannungsleitung; Fernmeldeleitung)
L4 Leitungsrecht 4 zugunsten des Abwasserbetriebes der Großen Kreisstadt Freital

(Regenwasserkanal DN1000)
L5 Leitungsrecht 5 zugunsten Freitaler Stadtwerke GmbH (Niederspannungsleitung; 

Niederdruck-Gasleitung) 
L6 Leitungsrecht 6 zugunsten Freitaler Stadtwerke GmbH (Mittelspannungsleitung)
L7 Leitungsrecht 7 zugunsten

Freitaler Stadtwerke GmbH (Niederdruck- & Hochdruck-Gasleitung);
PYUR GmbH (Fernmeldeleitung)

L8 Leitungsrecht 8 zugunsten
Freitaler Stadtwerke GmbH  (Niederspannungsleitung;  Fernmeldeleitung)
des Abwasserbetriebes der Großen Kreisstadt Freital (Regenwasserleitung DN500)

L9 Leitungsrecht 9 zugunsten
Freitaler Stadtwerke GmbH  (Mittelspannungsleitung, Niederspannungsleitung, öffentliche
Beleuchtung; Fernmeldeleitung)
Deutsche Telekom Technik GmbH (Fernmeldeleitung)

8.2 Für die Hochdruckgasleitung (L7) ist vor Beginn von Baumaßnahmen vom bauausführenden Betrieb beim
Medienverantwortlichen für Gas der Freitaler Stadtwerke GmbH eine örtliche Einweisung in den vorhandenen
Leitungsbestand für die in der Anlage gekennzeichneten Gasleitungen anzufordern.

8.3 Auf der im Plan gekennzeichneten Fläche wird ein Geh- und Fahrrecht (GF1) zugunsten des Flurstückseigentümers
299/6 Gem. Deuben nachrichtlich übernommen.

9 Maßnahmen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

9.1 Schallschutz (i.V.m TA Lärm)

a) Fassaden mit Immissionsschutzmaßnahmen:

An den gekennzeichneten Fassasden ist für schutzbedürftige Nutzungen entsprechend der zeichnerisch festgesetzten Lärmpegelbereiche
passiver Schallschutz nach DIN 4109 vorzunehmen.

 II - Lärmpegelbereich 2 - 56 bis 60 dB(A)  III - Lärmpegelbereich 3 - 61 bis 65 dB(A)

IV - Lärmpegelbereich 4 - 66 bis 70 dB(A) V - Lärmpegelbereich 5 - 71 bis 75 dB(A)

VI - Lärmpegelbereich 6 - 76 bis 80 dB(A)

b) Anlieferungen dürfen nur in der Zeit zwischen 06:00 und 22:00 Uhr erfolgen.

c) Flächen mit Emissionskontingentierung:

In den gekennzeichneten Bereichen sind nur Betriebe und Anlagen zulässig, deren nach TA Lärm berechnete Beurteilungspegel (Langzeitpegel)
an keinem Immissionsort außerhalb des Plangebietes höher sind, als die zugehörigen Immissionskontingente.

Die Emmissionskontigente berechnen sich anhand der folgenden immissionswirksamen flächenbezogenen Schalleistungspegel tags (6.00 - 22.00
Uhr) und nachts (22.00 - 6.00 Uhr) - Emissionskontingente,  LEK nach DIN 45691:

EK1: tags 62 dB(A), nachts 47 dB(A), EK2: tags 50 dB(A), nachts 35 dB(A),
EK3: tags 64 dB(A), nachts 51 dB(A) EK4: tags 55 dB(A), nachts 40 dB(A),
EK5: tags 62 dB(A), nachts 47 dB(A) EK6: tags 65 dB(A), nachts 55 dB(A),

9.2 Hochwasserschutz (i.V.m. WHG; SächsWG)

a) Die gemäß §§ 78, 78a WHG i. V. m. § 74 SächsWG sowie gemäß § 78b Abs. 1 WHG i. V. m. § 75 SächsWG geltenden wasserrechtlichen Regelungen

zu Bebauungen in Überschwemmungsgebieten (HQ 100), überschwemmungsgefährdeten Gebieten (>HQ 100) bzw. Risikogebieten (> HQ 100 bis HQ

200) sind zu beachten.

b) Das bauliche Vorhaben im Hochwasserrisikogebiet (§ 78 b WHG) und überschwemmungsgefährdeten Gebiet (§ 75 SächsWG) ist durch die zuständige

(Bau)Behörde in Benehmen mit der unteren Wasserbehörde zu genehmigen (§74 Abs. 1  SächsWG).

c) Die Oberkante des Erdgeschossfußbodens (OK FFB) wird durch Planeintag über dem erwarteten Niveau HQextrem festgesetzt.

10 Umgrenzung der Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind  (§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)

10.1 Die nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB gekennzeichneten Flächen (Fl.-St. 299/10 Gem. Deuben) sind im durch das LfULG als radioaktive Altlast nach der
Definition von § 136 StrlSchG eingestuft. Teile der Flächen sind außerdem im Sächsischen Altlastenkataster (AKZ 90200360 und AKZ 90200368) erfasst.

10.2 Innerhalb der gekennzeichneten Flächen ist mit belastetem Bodenmaterial zu rechnen. Die Böden können grundsätzlich alle auf dem Grundstück
verbleiben. Wird Aushubmaterial vom Grundstück abgefahren, so muss dieses entsprechend der festgestellten Klassifizierung (entsprechend Anhang 2,
Pkt. 4 BBodSchV, bzw. ZO der LAGA, TR Boden, 2004) sachgerecht kostenpflichtig entsorgt bzw. deponiert werden. Der Unteren Abfall- und
Bodenschutzbehörde ist eine entsprechende Dokumentation unaufgefordert vorzulegen.

Innerhalb dieser Flächen ist im Vorfeld aller Erdbaumaßnahmen im Rahmen einer radiologischen Sanierungsbegleitung unaufgefordert ein
Entsorgungskonzept (Sanierungsplan nach § 143 StrlSchG) zu erstellen und mit dem LfULG sowie der Unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde
abzustimmen.

Im Rahmen des Sanierungsplanverfahrens ist gemäß § 150 StrlSchG Einvernehmen zwischen der Strahlenschutzbehörde und der zuständigen
Bodenschutzbehörde über die Inhalte der Bau-/ Sanierungsmaßnahme herzustellen.

10.3 Sämtliche Boden- und Tiefbauarbeiten sind durch fachkundige Personen ingenieurtechnisch gemäß § 18 BBodSchG zu begleiten und zu dokumentieren.

10.4 Sollten bei Bodeneingriffen bzw. Bauarbeiten farblich, geruchlich bzw. in der Zusammensetzung auffällige Böden auftreten, ist das weitere Vorgehen im
Rahmen der fachtechnischen Baubegleitung abzustimmen.

10.5 Nachweislich belastetes Bodenmaterial der unversiegelten Flächen (Grünflächen, Pflanzmulden etc.) ist bis zu einem Tiefenbereich von 1,2 m unter
geplanter Geländeoberkante zum Schutz vor radiologischer Strahlung unter Fachbegleitung nach Festlegung im Sanierungsplan auszukoffern. Die
Verfüllung ist mit unbelastetem Bodenmaterial vorzunehmen.

Unter dem sickerfähigen Belag der Tiefgarage ist ein Aufbau mit 0,35 m nachweislich unbelastetem Bodenmaterial vorzunehmen.

10.6 Befestigte Flächen (Wege, Straßen, etc.) sind wasserundurchlässig zu versiegeln.

10.7 Zur Überwachung der Grundwassersituation sind zwei Grundwassermessstellen im Plangebiet zu errichten. Für diese ist eine Abstimmung zum Ausbau,
zum Parameterspektrum und zum Überwachungsintervall mit dem Referat Gewässerschutz des Landratsamtes Sächsische Schweiz-Osterzgebirge
vorzusehen.

10.8 Tiefgründungen der Gebäude, die Errichtung der Tiefgarage in den anstehenden Flussschottern (Durchteufung der Auffüllungen) oder bauzeitliche 
Wasserhaltungen sind durch ein wasserrechtliches Erlaubnisverfahren gemäß § 8 und § 9 Abs. 1 Nr. 4 sowie § 9 Abs. 2 Nr. 1 WHG rechtzeitig bei der
unteren Wasserbehörde zu beantragen.

Da sich der Vorhabenbereich in einem Gebiet mit schädlichen Bodenveränderungen befindet, sind im Rahmen der Antragstellung die bauzeitlichen
Auswirkungen auf das Grundwasser (Schadstoffverfrachtung) zu bewerten und entsprechende Maßnahmen abzuleiten. Ebenso ist die Geeignetheit der
eingesetzten Baustoffe im Grundwasserbereich anhand der Grundwasserbeschaffenheit nachzuweisen.

11 private Grünflächen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Sämtliche nicht befestigte Flächen sind zu begrünen und unter Beachtung der Festsetzung 10.5 als Rasenflächen zu gestalten. Anpflanzungen und
Begrünungen im Plangebiet sind entsprechend der nachfolgenden Festsetzungen (Pkt. 12) auszuführen.

12 Anpflanzungen, Erhaltung von Bäumen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

12.1 Alle Anpflanzungen und Ansaaten sind innerhalb von 6 Monaten nach Abschluss der Baumaßnahme herzustellen. Anwuchsverluste und Ansaatausfälle sind
art- und qualitätsgerecht auszugleichen bzw. nachzuarbeiten.

Beim Anlegen von Grünflächen sind die Festsetzungen zum Bodenaustausch bei Grünflächen (Pkt. 10.5)) zu beachten.

12.2 Anpflanzungen im Baugebiet sind entsprechend der nachfolgenden Pflanzenauswahllisten mit standortgerechten Laubgehölzen auszuführen.

12.3 An den im Plan eingetragenen Standorten sind Bäume der Auswahlliste 1 zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

Von den eingetragenen Standorten kann zur Anpassung an die örtlichen Gegebenheiten um bis zu 2,00 m abgewichen werden. Der Abstand zwischen den
Bäumen ist gleichmäßig aufzuteilen, die Pflanzabstände sind in Bezug zur öffentlichen Verkehrsfläche gleichbleibend einzuhalten.

Pro 10 Stellplätzen ist ein Baum lt. Auswahlliste 2 zu pflanzen. Die Baumscheiben mit einer Größe von mind. 4 m² sind als offene, wasserdurchlässige
Bodenflächen herzustellen und lt. Auswahlliste 3 zu begrünen. Baum- und Unterpflanzungen sind zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.

Auswahlliste 1 - straßenbegleitende Baumpflanzungen
Aesculus carnea 'Briotii' Rotblühende Kastanie Ginkgo biloba Fächerblattbaum, Ginkgo
Liquidambar styraciflua Amberbaum Platanus x hybrida Platane  
Sophora japonica Schnurbaum Tilia x pallida Kaiser-Linde

Pflanzqualität: Hochstamm Stammumfang (StU) mind. 18/20cm, mind. 3x verpflanzt, mit Drahtballen (3x mDb), erhöhter Kronenansatz

Auswahlliste 2 - Baumpflanzungen Stellplatzflächen
Acer campestre Feld-Ahorn, in Sorten Acer platanoides Spitz-Ahorn, in Sorten
Carpinus betulus Hainbuche Fraxinus ornus Blumen-Esche
Liquidambar Amberbaum, in Sorten Prunus Kirsche in Arten und Sorten
Sophora japonica Schnurbaum, in Sorten

Pflanzqualität: Stammumfang (StU) mind. 14/16cm, 3x verpflanzt, mit Drahtballen (3x mDb)

12.4 Maßnahme G1

Im Umfeld der Gewerbeobjekte, an Straßen und auf den Parkplätzen sind die nicht befestigten und mit G1 gekennzeichneten Flächen zu begrünen, zu
pflegen und dauerhaft zu erhalten. Die Begrünung hat mit Sträuchern lt. Auswahlliste 3 und Bäumen lt. Auswahlliste 2 zu erfolgen.

Auswahlliste 3 - Strauchpflanzungen
Beberis   Berberitze in Arten und Sorten Cornus Hartriegel in niedrigen Arten und Sorten
Cotoneaster Felsmispel in niedrigen Arten und Sorten Euonymus Spindelstrauch in niedrigen Arten und Sorten
Lonicera Heckenkirsche in Arten und Sorten Potentilla Fingerstrauch in Arten und Sorten
Rosa Bodendecker-/ Kleinstrauchrosen Spiraea Spierstrauch
Stephanandra Kranzspiere

Pflanzqualität: Strauch 2x verpflanzt

12.5 Maßnahmen G2

Im Bereich der Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung "Stadtplatz" ist die Begrünung zusätzlich mit Stauden und Gräsern zulässig. Die Fläche ist
zu mind. 10% durchlässig mit Pflanzflächen zu gestalten. .

Je angefangene 200 m² Fläche im Bereich der Stadtplatz-Fläche ist ein Baum lt. Auswahlliste 2 zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.

12.6 Erhalt von Bäumen (§9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Der zu erhaltende Baum lt. Planeintrag ist zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.

Zur Herstellung des Lichtraumprofils und zur Abwendung von bauzeitlichen Beschädigungen sind Schnittmaßnahmen an der Krone zulässig. Die Arbeiten
sind nachweislich von einem Fachbetrieb auszuführen. Baumaßnahmen im Wurzelschutzbereich sind nur zulässig, wenn die erforderlichen
Wurzelschutzmaßnahmen auf ein Minimum beschränkt und die notwendigen Schutzmaßnahmen (Wurzelvorhang) mindestens 4 Wochen vor Baubeginn
ausgeführt werden. Auf- und Abgrabungen im Wurzelschutzbereich sind manuell auszuführen und freigelegte Wurzeln innerhalb von 24 Stunden abzudecken
und bei bauzeitlich andauernder Offenlage feucht zu halten.

13 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB), Artenschutzfachliche Maßnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20  BauGB i.V.m. §44 BNatSchG)

13.1 Minimierungsmaßnahmen

a) M1 Gehölzrodung bzw. Rückschnitt von Gehölzen

Baumfällungen bzw. der Rückschnitt von Bäumen oder Hecken dürfen unter Beachtung des § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG ohne einen Ausnahmegrund nur
im Zeitraum von Anfang Oktober bis Ende Februar und nur im Beisein eines Fachgutachters durchgeführt werden.

b) M2 Ökologische Fällbegleitung

Gehölzrodungen und Rückschnitt von Gehölzen innerhalb des Brutzeitraumes oder außerhalb des Fällzeitraumes sind durch einen Fachgutachter
ökologisch zu begleiten. Dieser legt die ggf. erforderlichen artenschutzrelevanten Maßnahmen fest.
Für die Bergung oder Umsiedlung geschützter Arten muss eine schriftliche Befreiung von Verbotstatbeständen bei der Naturschutzbehörde beantragt
werden.

c) M3 Kollision an Glasflächen vermeiden

Bei der Gestaltung der Baukörper sind Glasflächen so zu gestalten, dass nach Möglichkeit keine Klarglas-Durchsichten entstehen. Auf großformatige,
nächtlich beleuchtete und spiegelnde Glasfronten ist weitgehend zu verzichten.

d) M4 Beleuchtung

Auf dem Plangebiet sind nach oben abgeschirmte Lampen vorzusehen, Gehäuse sind vollständig zu kapseln. Die Leuchtmittel sind so zu wählen, dass
keine Lichtemissionen unter 400 nm emittiert werden, die keinen UV-Anteil aufweisen. Vorzugsweise sind Leuchtmittel als Natriumhochdrucklampen oder
LED im Farbton warmweiß zu verwenden.

13.2 Ausgleichsmaßnahmen

a) E1 Schaffung neuer Fortpflanzungs- und/ oder Ruhestätten

An den geplanten Gebäuden sind Nisthilfen für Fledermäuse und Vögel anzubringen.  Für die am und im Gebiet festgestellten Arten sind pro neu zu
errichtendem Gebäudekomplex mindestens 12 arttypische Nisthilfen für die Arten Mauersegler, Blaumeise, Kohlmeise, Hausrotschwanz, Bachstelze,
Zwergfledermaus und Großer Mauersegler anzubringen. Die genaue Anzahl ist mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. Das Konzept der
Anordnung und die endgültige Anzahl ist von einem Fachgutachter für Artenschutz erstellen zu lassen und mit der Unteren Naturschutzbehörde
abzustimmen.

b) E2 Schaffung von Kleinlebensräumen bzw. Strukturen zum Erhalt der Artenvielfalt

Anpflanzung von heimischen Sträuchern

Die im Plan mit gekennzeichnete Fläche ist aus artenschutzfachlichen Gründen mit frei wachsenden Sträuchern lt. Auswahlliste 4 zu bepflanzen, zu
unterhalten und zu erhalten.

Auswahlliste 4 - Anpflanzung von heimischen Sträuchern lt. Artenschutzgutachten

Berberis vulgaris Berberitze Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Cytisus scoparius Besen- Ginster Genista tinctoria Färber-Ginster
Lonicera xylosteum Heckenkirsche, i.Sorte ‚Clavey's Dwarf' Ligustrum vulgare Liguster, auch i.Sorte ‚Lodense'
Philadelphus coronarius Europäischer Pfeifenstrauch Ribes alpinum Alpen-Johannisbeere,

auch i.Sorte ‚Schmidt'
c)    E3 Schaffung von Kleinlebensräumen bzw. Strukturen zum Erhalt der Artenvielfalt

Zum Ausgleich kleinerer Nachtkerzenbestände sind mindestens 500 m² der Gründachflächen als Naturdach mit mehrjährigen-, artenreichen Kräutern zu
realisieren. Die Dachflächen sind als extensiv- oder einfach intensives Gründach mit mindestens 15 cm Substrataufbau zu realisieren.

Es sind mindestens 10% der Flächen als Anhügelungen mit einem Substrataufbau von max. 30 cm auszuführen. Für eine ausreichende Bewässerung ist
über Systeme (z.B. Berieselung) oder Drän- und Wasserspeicherelemente zu sorgen. Es sind Saatgutmischungen für mehrjährige Arten zu verwenden.

Der Systemaufbau soll vergleichbar mit dem „Optigrün Naturdach“ in Verbindung mit der Saatgutmischung „Biodiversität / Artenvielfalt mehrjährig“ gestaltet
werden.

Innerhalb der Anhügelungen sind Nachtkerzengewächse sind auszusähen bzw. anzupflanzen.
Zum genauen Aufbau und der Auswahl der Ansaat ist eine Abstimmung der Objektplanung mit der Unteren Naturschutzbehörde vorzunehmen.

Die Dachflächen sind jährlich bis halbjährlich zu pflegen, bei Bedarf zu mähen und das Maatgut abzutransportieren.

14 Sonstige Festsetzungen

Die geplanten Geländehöhen werden durch Planeintrag festgesetzt. Dabei ist die Bezugsebene NHN und der Bezugspunkt im Gelände befindet sich an der
Einfahrt von der Dresdner Straße. Die Höhen werden in m über NHN angegeben.

II  BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  (§9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 SächsBO)

1 Dachgestaltung
1.1 Die zulässige Dachform (Flach-/ Pultdach) wird in den Baugrenzen durch Planeintrag in der Nutzungsschablone festgesetzt.
1.2 Flachdächer mit Solaranlagen dürfen als Kies- oder Bitumendach ausgeführt werden, alle anderen Flachdächer sind extensiv zu begrünen.

Im MK sind mindestens 50 % der Dachflächen zu begrünen. Im SO sind mindestens 30 % der Dachflächen zu begrünen.
Die Vorgaben der Ausgleichsmaßnahme Pkt. 13.2.c) sind zu beachten.
Pultdächer sind mit harter Bedachung in hellen Farben auszuführen.

1.3 Großflächige Solaranlagen sind zulässig.
1.4 Die zulässige Dachneigung von Pultdächern beträgt 10 - 15° .
1.5 Dächer von Nebenanlagen sind als Pult- oder Flachdächer zu gestalten und extensiv zu begrünen.

2 Fassadengestaltung

2.1 Sockelzonen

Zulässig ist die Gestaltung mit Verblendmauerwerk in beige bis orange-rot Tönen sowie die Gestaltung als Putzfassade in Erdtönen.
2.2 Erdgeschosse

Zulässig ist die Gestaltung mit Verblendmauerwerk (großflächig) in beige bis orange-rot Tönen, als Putzfassaden in gedecktem Weiß oder Erdtönen
sowie mit großflächigen Glasfassaden.

Eine Gestaltung der Glasfassaden (bedrucken oder hinterkleben) ist zulässig.

2.3 Obergeschosse

Zulässig ist die Gestaltung als Putzfassaden in gedecktem Weiß oder Erdtönen sowie mit nicht spiegelnden Metall- oder Kunststoffverkleidungen in
gedeckten Erdtönen.

Ebenso ist eine kleinflächige-, gliedernde Gestaltung (z.B. Streifen) mit  Verblendmauerwerk in beige bis orange-rot Tönen zulässig.

2.4 Die Vorgaben zur Vermeidung des Schlagrisikos nach den artenschutzfachlichen Maßnahmen sind zu beachten.

3 Geschosshöhen

Das Erdgeschoss ist als überhöhtes Geschoss mit einer Geschosshöhe von mindestens 5,00 m Höhe zu gestalten. Die Geschosshöhe ist dabei definiert
als senkrechter Abstand zwischen der Fußbodenoberkante des Erdgeschosses und der Fußbodenoberkante des darüberliegenden Geschosses.

4 Unbebaute Freiflächen

4.1 Befestigte Flächen sind wasserundurchlässig zu versiegeln.

4.2 Unbefestigte Flächen (Grünflächen)  sind gemäß Festsetzung 10.5 zu gestalten.

5 Werbeanlagen

5.1 Werbung ist im SO an der nord-westlichen Fassade zur Dresdner Straße als horizontales Werbeband und hinter den Glasfassaden zulässig. Das Band
darf maximal 1,5 0m hoch sein. Die Oberkante des Werbebandes ist gleich der Oberkante der Decke über dem Erdgeschoss.

An der nord-östlichen Fassade des SO zum Parkplatz sind plastische Werbeträger zulässig.

5.2 Im MK ist Werbung ausschließlich an der nord-westlichen Fassadenseite zum Parkplatz als horizontales Werbeband zulässig. Das Band darf maximal 1,50
m hoch sein. Die Oberkante des Werbebandes ist gleich der Oberkante der Decke über dem Erdgeschoss.

5.3 Gestaltete Schaufenster sind zulässig.

5.4 An der Dresdner Straße ist innerhalb der Grünfläche ein Werbepylon von maximal 7,00 m Höhe außerhalb der festgesetzten Baugrenzen zulässig.

III HINWEISE

1 Kartengrundlage

Der Bebauungsplan wurde im Maßstab 1:500 auf dem aktuellen Auszug aus dem Liegenschaftskataster der Vermessungsverwaltung des Freistaates
Sachsen Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge in der Fassung vom 17.12.2019 erstellt.

2 Schutz der Vermessungs- und Grenzpunkte

Bei der Umsetzung der Planung sollten gefährdete Grenzmarken durch einen öffentlich bestellten Vermessungsingenieur gesichert werden (SächsVermG).
Eine Gefährdung der im Planungsgebiet vorhandenen Lage- und Höhenfestpunkte ist dem Landratsamt Sächsische Schweiz-Osterzgebirge,
Vermessungsamt unverzüglich mitzuteilen. Vor Beginn der Bauarbeiten wird empfohlen, aktuelle Auskünfte zum geodätischen Festpunktnetz einzuholen.

3 Archäologie

Bodenfunde (auffällige Bodenverfärbungen, Gefäßscherben, Gräber, Knochen, Geräte aus Stein und Metall, Münzen, Steinsetzungen aller Art u.a.) sind
sofort dem Landesamt für Archäologie zu melden. Fundstellen sind inzwischen vor weiteren Zerstörungen zu sichern. Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale
entdeckt werden, ist ebenfalls das Landesamt für Archäologie unverzüglich zu unterrichten. Die entdeckten Bodendenkmale und die Entdeckungsstätte sind
bis zum Ablauf des vierten Tages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten und zu sichern, sofern die zuständige Fachbehörde nicht mit einer
Verkürzung der Frist einverstanden ist. (§20 SächDSchG)

Die Meldepflicht von Bodenfunden gemäß§ 20 SächsDSchG ist zu beachten.

4 Bodenschutz, Altlasten

Bereiche des Geltungsbereiches sind als Altlastenverdachtsfläche im Sächsischen Altlastenkataster (SALKA) unter AKZ 90200368 (LMT, Lufttechnik und
Metallbau GmbH) und AKZ 90200630  (Betonwerk Oevermann) registriert. Das Betonwerk wurde 2010/11 zurückgebaut und der Boden belassen. Das
Turbowerk wurde 2012/13 zurückgebaut jedoch nicht flächendeckend tiefenenttrümmert.

Bei baulichen Arbeiten bekannt werdende Altlasten bzw. selbst verursachte schädliche Bodenveränderungen sind gemäß § 13 Abs. 3 Sächs-KrWBodSchG
unverzüglich dem Landratsamt, Kreisumweltamt, Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde mitzuteilen und die Arbeiten bis zur Feststellung der Kontamination
und Festlegung der erforderlichen Maßnahmen einzustellen.

5 Bohranzeige- und Bohrergebnismitteilungspflicht

Bei Durchführung von Bodenaufschlüssen sind die Bohranzeige- und Bohrergebnismitteilungspflicht entsprechend der einschlägigen rechtlichen Grundlagen
zu berücksichtigen. Im Rahmen der Planung von baulichen Anlagen ist eine notwendige Baugrunduntersuchung durchzuführen.

Weitere Baugrundbohrungen sind dem LfULG nach GeolDG spätestens zwei Wochen vor Beginn anzuzeigen (§ 8 GeolDG).

Für diese Anzeigen wird das Online-Portal des LfULG „ELBA.SAX“ empfohlen. Spätestens drei Monate nach dem Abschluss der geologischen
Untersuchungen sind die dabei gewonnenen Bohrprofile und Laboranalysen und spätestens sechs Monate nach dem Abschluss sind Bewertungsdaten wie
Einschätzungen, Schlussfolgerungen oder Gutachten an unsere Einrichtung zu übergeben (§ 9, 10 GeolDG).

Es wird auf § 15 des SächsKrWBodSchG verwiesen.

6 Strahlenschutz

Auf dem Gebiet wurden bereits radiologische Begutachtungen durchgeführt. Auf deren Grundlage werden die sich ergebenden rechtlichen Anforderungen an
den Strahlenschutz berücksichtigt.

Aufgrund der Lage in einem Radonvorsorgegebiet (§ 121 Abs. 1 Satz 1 StrlSchG), ist beim Neubau von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen oder
Arbeitsplätzen neben der fachgerechten Ausführung der Maßnahmen hinsichtlich des Feuchteschutzes nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik
ein zusätzlicher Radonschutz umzusetzen und eine der folgenden Möglichkeiten nach § 154 StrlSchV durchzuführen:

1. Verringerung der Radon-222-Konzentration unter dem Gebäude, oder

2. gezielte Beeinflussung der Luftdruckdifferenz zwischen Gebäudeinnerem und Bodenluft an der Außenseite von Wänden und Böden mit Erdkontakt,
oder

3. Begrenzung der Rissbildung an Wänden und Böden mit Erdkontakt und Auswahl diffusionshemmender Betonsorten mit der erforderlichen Dicke der
Bauteile, oder

4. Absaugung von Radon an Randfugen oder unter Abdichtungen, oder

5. Einsatz diffusionshemmender, konvektionsdicht verarbeiteter Materialien oder Konstruktionen.

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass das Strahlenschutzgesetz die Verantwortlichen für Arbeitsplätze zu einer 12-monatigen Messung der
Radon-222-Aktivitätskonzentration verpflichtet, wenn sich die Arbeitsplätze in einem Keller oder Erdgeschoss von Gebäuden in Radonvorsorgebieten
befinden.

Die Messpflicht beginnt, sobald eine Betätigung an einem Arbeitsplatz in einem Keller oder Erdgeschoss in Gebäuden in festgelegten Radonvorsorgegebieten
aufgenommen wird und ist innerhalb von 18 Monaten abzuschließen.

Wird an einem Arbeitsplatz eine Überschreitung des Referenzwertes von 300 Bq/m³ festgestellt, sind Maßnahmen zur Reduzierung der Radonwerte zu
ergreifen und durch eine wiederholte Messung auf ihren Erfolg zu kontrollieren. Diese Messung muss innerhalb von 30 Monaten nach Bekanntwerden der
Referenzwertüberschreitung erfolgen. Wird danach weiterhin der Referenzwert überschritten, sind die betroffenen Arbeitsplätze beim Landesamt für Umwelt,
Landwirtschaft und Geologie (LfULG), Referat 54 - Strahlenschutz - Altlasten, Radon, Notfallschutz anzumelden.

7 Abfall

Anfallende Abfälle, die nicht vermieden werden können, sind vorrangig einer Verwertung zuzuführen. Nicht verwertbare Abfälle sind gemäß § 15
Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) zu beseitigen.

Bei einer Verwertung ist gemäß § 7 Abs. 3 KrWG ein besonderes Augenmerk auf die Schadlosigkeit der Verwertung zu richten. Es darf insbesondere nicht zu
einer Schadstoffanreicherung im Wertstoffkreislauf kommen.

Bei der Entsorgung von gefährlichen Abfällen sind die Vorgaben der Nachweisverordnung (NachwV) zu beachten.

Gemäß § 8 Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) sind anfallende Bau- und Abbruchabfälle (Glas, Kunststoff, Metalle, Holz, Dämmmaterial,
Bitumengemische, Baustoffe auf Gipsbasis, Beton, Ziegel, Fliesen und Keramik) möglichst getrennt voneinander zu erfassen und vorrangig der Vorbereitung
zur Wiederverwendung oder dem Recycling zuzuführen. Dies ist gemäß § 8 Abs. 3 GewAbfV zu dokumentieren.

8 Altbergbau

Da das Bauvorhaben in einem alten Bergbaugebiet liegt, ist das Vorhandensein nichtrisskundiger Grubenbaue in Tagesoberflächennähe nicht
auszuschließen. Es wird deshalb empfohlen, alle Baugruben auf das Vorhandensein von Spuren alten Bergbaues überprüfen zu lassen.

Über eventuell angetroffene Spuren alten Bergbaues ist gemäß § 5 der Polizeiverordnung des Sächsischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Arbeit und
Verkehr über die Abwehr von Gefahren aus unterirdischen Hohlräumen sowie Halden und Restlöchern (Sächsische Hohlraumverordnung - SächsHohlrVO)
vom 20. Februar 2012 (SächsG\VBi. S. 191) das Sächsische Oberbergamt in Kenntnis zu setzen.

9 Unterhalt der Hochwasserschutzmauern

Die Unterhaltungslast der Hochwasserschutzmauern (Stützmauer Ausbauziel HQ200) obliegt dem Eigentümer der Flurstücke 299/10 bzw. 157 der
Gemarkung Deuben.
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